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Die Bundesarbeitskammer ist die 
gesetzliche Interessenvertretung 
von rund 3,2 Millionen 
ArbeitnehmerInnen und 
KonsumentInnen in Österreich. 
Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts- 
und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler 
als auch auf der Brüssler EU-
Ebene. Darüber hinaus ist die 
Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel 
wurde 1991 errichtet, um die 
Interessen aller Mitglieder der 
Bundesarbeitskammer gegenüber 
den Europäischen Institutionen vor 
Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation 
von neun Arbeiterkammern auf 
Bundesländerebene, die gemeinsam 
den gesetzlichen Auftrag haben, 
die Interessen ihrer Mitglieder zu 
vertreten. 

Herbert Tumpel
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben bera-
ten die Arbeiterkammern ihre 
Mitglieder unter anderem in 
Fragen des Arbeitsrechts, des 
Konsumentenschutzes, in Sozial- und 
Bildungsangelegenheiten. Mehr als 
drei Viertel der rund 2 Millionen Be-
ratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche 
Fragestellungen. Darüber hinaus 
nimmt die Bundesarbeitskammer 
im Rahmen von legislativen 
Begutachtungsverfahren die 
Aufgabe wahr, die Positionen 
der ArbeitnehmerInnen und der 
KonsumentInnen gegenüber dem 
Gesetzgeber in Österreich als auch. 
auf EU-Ebene einzubringen.

Alle österreichischen Arbeitnehmer-
Innen sind per Gesetz Mitglied der 
Arbeiterkammern. Die Mitglieds-
beiträge sind gesetzlich geregelt 
und betragen 0,5 Prozent des 
Bruttoeinkommens (maximal bis zur 
Höchstbemessungsgrundlage in 
der Sozialversicherung). 560.000 (ua 
Arbeitslose, Eltern in Karenz, Präsenz- 
und Zivildiener) der rund 3,2 Millionen 
Mitglieder sind von der Zahlung des 
Mitgliedsbeitrages befreit, haben 
aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Werner Muhm
Direktor

Wir über uns

www.akeuropa.eu
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Durch das Inkrafttreten des Vertra-
ges von Lissabon wird die Rolle des 
Europäischen Parlamentes (EP) in der 
Handelspolitik wesentlich aufgewertet. 
Das betrifft einerseits die Informa-
tionsrechte des EP aber auch seine 
Mitentscheidungskompetenz. Damit 
wird das Parlament in Hinkunft eine 
bedeutende Rolle in den internationa-
len Beziehungen spielen, sofern diese 
eine handelspolitische Komponente 
aufweisen. Die Fraktionen des EP be-
kommen damit die Chance, ihr Profil 
zu schärfen und einzufordern, dass 
verbindliche arbeits- und umweltrecht-
liche Mindestnormen zum Prüfstein für 
den Abschluss von Handelsabkommen 
werden.

Ua fordert die AK:

Die Einhaltung der international 
verpflichtenden acht Kernarbeits-
normen der ILO (Kinderarbeits-
verbot, Zwangsarbeitsverbot, 
Organisationsrecht und das Recht 
Kollektivverträge zu verhandeln, 
Diskriminierungsverbot).

Das Streitbeilegungsverfahren 
muss auf das Nachhaltigkeitskapi-
tel anzuwenden sein.

Der Informationsaustausch zwi-
schen Regierungen und Sozi-
alpartnern muss gewährleistet 
sowie konstruktive Reaktionen der 

•

•

•

Regierungen auf Beschwerden der 
Sozialpartner müssen sicherges-
stellt werden.

Unabhängige Experten der ILO 
sind in die Beurteilung der Be-
schwerden einzubeziehen.

Die Kontinuierliche Verletzung von 
Mindestarbeitsstandards sind als 
letztes Mittel durch Geldstrafen zu 
verhindern.

•

•

Executive Summary
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Das Parlament ist in Hinkunft „in allen 
Phasen des Verfahrens unverzüglich 
und umfassend zu unterrichten“ (Art 
218 Abs 10 AEUV). Die Kommission 
wird verpflichtet, dem EP regelmäßig 
Bericht über den Stand der Verhand-
lungen zu erstatten. Dabei muss sie 
das Parlament hinsichtlich Umfang 
und Regelmäßigkeit der Berichte dem 
handelspolitischen Sonderausschuss 
(ehem. 133er Ausschuss) gleichstellen 
(Art 207 Abs 3 Unterabs 3).

Der Vertrag von Lissabon hat zur 
Konsequenz, dass mit Ausnahme der 
Übereinkünfte, die ausschließlich die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik betreffen, der Rat den Beschluss 
über den Abschluss der Übereinkunft 
nur nach Zustimmung des Europä-
ischen Parlamentes erlassen kann. 
Diese Bestimmung ist ohne Aufschub 
seit dem Inkrafttreten des Vertrages 
von Lissabon rechtswirksam. Daher 
ist für alle Übereinkommen, die noch 
nicht vollständig abgeschlossen sind, 
die Zustimmung des Parlamentes ein-
zuholen.

Vor diesem Hintergrund können die 
Fraktionen ihre neuen Rechte und 
Kompetenzen des Parlamentes zum 
Anlass nehmen, um Mindestkriterien 
für den Abschluss von Assoziations- 
und Handelsabkommen zu definieren. 
Darunter sollten in jedem Fall die Auf-
nahme von rechtsverbindlichen und 
mit entsprechendem Rechtsschutz 

ausgestatteten Mindestnormen des 
Umwelt- und Arbeitsrechts fallen. Dies 
ergibt sich allein schon aus den Grund-
sätzen der Union, die auf Menschen-
würde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und der Wahrung 
der Menschenrechte beruhen (Art 2 
und 6 VEU). Diese sind von der Union 
auch in ihrer Außen- und Handelspoli-
tik zu berücksichtigen.

Im Folgenden hat die Bundesarbeits-
kammer (AK) eine Übersicht über die 
wesentlichen Elemente eines Nach-
haltigkeitskapitels für bilaterale Frei-
handelsabkommen (FHA) der EU mit 
Drittstaaten zusammengefasst.

Die von der Bundesarbeitskam-
mer geforderten zentralen Ele-
mente für ein Nachhaltigkeitska-
pitel in bilateralen Freihandelsab-
kommen betreffen:

Einhaltung aller acht Kernarbeitsnor-
men der Internationalen Arbeitsorga-
nisation (ILO)

Die Vertragsparteien müssen die 
Übereinkommen, die durch die ILO-Er-
klärung über grundlegende Prinzipien 
und Rechte bei der Arbeit (Kernar-
beitsnormen, siehe Annex) festgelegt 
werden, ratifizieren, in nationales Recht 
umsetzen und effektiv anwenden. Als 
ILO-Mitglieder sind dazu ohnehin be-
reits 183 Staaten verpflichtet. Die acht 
Kernarbeitsnormen beziehen sich auf 

Die Position der AK im Einzelnen
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die Vereinigungsfreiheit und das Recht 
auf Kollektivverhandlungen, die Besei-
tigung der Zwangsarbeit, die Abschaf-
fung der Kinderarbeit und das Verbot 
der Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf. Weiters fordern wir ein 
Verbot von Exportproduktionszonen, 
da in diesen Zonen in der Regel sogar 
die grundlegendsten nationalen Ar-
beitsrechte aufgehoben sind. Darüber 
hinaus ist die aktuelle Sprachregelung 
der ILO-Deklaration „Social Justice De-
claration for a Fair Globalization“ aus 
2008 zu übernehmen, wonach explizit 
klargestellt wird, dass die Verletzung 
von Kernarbeitsnormen komparative 
Vorteile nicht legitimieren darf.

Darüber hinausgehende ILO-Konven-
tionen

Je nach Entwicklungsstand der Part-
nerstaaten sollte die EU überdies die 
ILO Konvention 155 über Gesundheit 
und Sicherheit am Arbeitsplatz, die sog 
„ILO Priority-Conventions“ (Konvention 
122 über Beschäftigungspolitik, Kon-
ventionen 81 und 129 über Arbeitsin-
spektionen und Konvention 1�� über 
die Konsultation der Sozialpartner) 
bzw die Konventionen aus der Agenda 
Menschenwürdiger Arbeit einfordern1.

1 Das Konzept der Menschenwürdigen Arbeit 
(Decent Work Agenda) umfasst vier Hauptele-
mente: 1. grundlegende Prinzipien und Rechte 
bei der Arbeit (ILO-Kernarbeitsnormen); 2. eine 
produktive, frei gewählte Beschäftigung; 3. sozi-
aler Schutz und Sicherheit sowie �. den sozialen 
Dialog. Dazu gehört auch die Berücksichtigung 
der Geschlechterdimension in diesen vier Ele-
menten. In jedem der Bereiche bestehen bereits 
internationale Normen der IAO und der UNO.

Berichtspflicht über den Umsetzungs-
stand der Arbeitsnormen

Die Regierungen beider Vertragspar-
teien sollten regelmäßig über den 
Fortschritt bei der Umsetzung aller in 
dem Abkommen eingegangenen Ver-
pflichtungen berichten. Dazu gehören 
neben den Verpflichtungen, die in der 
ILO-Erklärung über grundlegende Prin-
zipien und Rechte bei der Arbeit ent-
halten sind, ggf andere oben erwähnte 
Übereinkünfte.

Non lowering standards-Klausel (bzw 
Upholding levels of protection-Klau-
sel)

Diese Bestimmung soll gewährleisten, 
dass bestehende Sozial- und Umwelt-
standards nicht gesenkt werden, um 
ausländische Investoren anzuwerben. 
Diese Verpflichtung sollte darüber hin-
aus den Hinweis enthalten, dass sie für 
sämtliche Gebiete der Länder gültig ist, 
um zu verhindern, dass das Abkom-
men zu einer Steigerung der Produkti-
on in Exportproduktionszonen führt.

Nachhaltigkeitsprüfungen: Inhalt, 
Beteiligung der Sozialpartner und 
Follow Up

Es sollten Vorschriften über Nachhaltig-
keitsprüfungen aufgenommen werden, 
sowie zu Maßnahmen, die aufgrund 
der Ergebnisse dieser Prüfungen ergrif-
fen werden. Nachhaltigkeitsprüfungen 
sollten alle relevanten Aspekte der 
sozialen und wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Abkommen berücksichti-
gen. Dazu gehören Zugangsmöglich-
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keiten zu hochwertigen öffentlichen 
Dienstleistungen und die Verwendung 
unterschiedlicher Strategien, ein-
schließlich handelsbezogener Strate-
gien, um eine industrielle Entwicklung 
zu erreichen. Bei der Bewertung der 
Nachhaltigkeitsprüfung über die Effekte 
des Abkommens sind ArbeitnehmerIn-
nen- und ArbeitgeberInnvertretungen 
sowie Nichtregierungsorganisationen 
zu beteiligen. Ein Follow-Up-Prozess 
nach der Nachhaltigkeitsprüfung ist 
festzulegen. 

Forum für den Informationsaustausch 
zwischen Regierungen und Sozial-
partnern

Es sollte ein Forum für Handel und 
Nachhaltige Entwicklung eingerich-
tet werden, das den Informations-
austausch über die Umsetzung des 
Abkommens zwischen den Regie-
rungsvertreterInnen der Partnerländer 
einerseits und den ArbeiternehmerIn-
nen-, ArbeitgeberInnenorganisationen 
und NGOs andererseits ermöglicht. 
In diesem Forum sollte ein klar defi-
niertes, angemessenes Gleichgewicht 
zwischen diesen drei Mitgliedsgrup-
pen herrschen. Es sollte mindestens 
zweimal im Jahr zusammenkommen 
und seinen Mitgliedern die Möglichkeit 
bieten, soziale Themen und Probleme 
öffentlich zur Diskussion zu stellen. 

Reaktion der Regierungen auf Be-
schwerden der Sozialpartner sicher-
stellen

Es ist entscheidend, dass Regierungen 
dazu verpflichtet werden, auf offiziell 
eingereichte Mitteilungen ihrer Sozial-
partner mit Handlungen zu reagieren. 
Dies sollte zu einem verpflichtenden 

Mechanismus werden, der aner-
kannten ArbeitnehmerInnen- und 
ArbeitgeberInnenorganisationen sowie 
NGOs auf beiden Seiten eines FHA die 
Möglichkeit bietet, solche Handlungs-
aufforderungen einzureichen. Solche 
Beschwerden sollten innerhalb eines 
festgelegten Zeitrahmens (zB zwei 
Monate) bearbeitet werden und Teil 
eines dauerhaften Nachbereitungs- 
und Überprüfungsprozesses sein, um 
sicherzustellen, dass sich Regierungen 
effektiv um Beschwerden kümmern.

Unabhängige Experten sollen Be-
schwerden beurteilen und Empfeh-
lungen ausarbeiten

Wenn Beschwerden einer Regierung 
durch die andere Partei nicht befriedi-
gend beantwortet werden, sollten die-
se durch unabhängige und qualifizierte 
Experten beurteilt werden. Entspre-
chende Empfehlungen der Experten 
müssen Teil eines festgelegten zügigen 
Prozesses sein, sodass die Beurteilun-
gen nicht nur für Berichte und Empfeh-
lungen verwendet werden, sondern 
auch zu Vorschriften zur Nachbereitung 
und Überprüfung führen. Damit soll 
der Druck auf Regierungen aufrecht 
erhalten werden, um die Verletzungen 
der ArbeitnehmerInnenrechte auf ihren 
Gebieten zu verhindern. Mindestens 
ein unabhängiger Experte sollte ein 
Vertreter der ILO sein.

Das Streitbeilegungsverfahren ist 
auch auf das Nachhaltigkeitskapitel 
anzuwenden

Es sollte klargestellt werden, dass für 
das Kapitel über Nachhaltige Entwick-
lung die gleichen Implementierungs-
vorschriften gelten wie für alle anderen 
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Bestimmungen des Abkommens. 
Die Vereinbarungen dieses Kapitels 
unterliegen daher insbesondere der 
gleichen Streitbeilegungsbehandlung 
wie alle anderen Elemente des Ab-
kommens.

Kontinuierliche Verletzung von Min-
destarbeitsstandards durch Geldstra-
fen verhindern

Für den Fall, dass während der Konsul-
tationsverfahren zwischen den Regie-
rungen und den Sozialpartner- sowie 
Nichtregierungsorganisationen und 
selbst nach den Empfehlungen der 
unabhängigen Experten nach ange-
messener Frist keine positive Verände-
rung hinsichtlich der arbeitsrechtlichen 
Verpflichtungen zu verzeichnen sind, 
sind am Ende des Streitbeilegungsver-
fahrens Geldstrafen vorzusehen. Diese 
sollten hoch genug sein, um eine aus-
reichend abschreckende Wirkung zu 
haben. Die Erlöse dieser Strafen sollten 
dazu verwendet werden, den sozialen 
Standard und die Arbeitsbedingungen 
in denjenigen Sektoren und Bereichen 
zu verbessern, die die entsprechen-
den Probleme aufweisen. In diesem 
Zusammenhang sind technische und 
verwaltungstechnische Unterstützung 
in Kooperation mit internationalen 
Organisationen, insbesondere der ILO, 
für die Beseitigung der Missstände 
vorzusehen. 

Einhaltung der Umweltabkommen 
gewährleisten

Um der Bezeichnung dieses Kapitels 
Nachhaltige Entwicklung gerecht zu 
werden, müssen starke Klauseln zur 
Einhaltung von multilateralen Umwelt-

abkommen, einschließlich des Kyoto-
Protokolls, umgesetzt werden. Entspre-
chend des Sonderpräferenzsystems 
der EU (APS+) sind die dort enthaltenen  
Umweltabkommen zu ratifizieren und 
umzusetzen. Dabei handelt es sich 
um folgende Abkommen: Montreal 
Protokoll (Ozon), Baseler Konvention 
(gefährliche Abfälle), Stockholmer 
Übereinkommen (schwer abbaubare  
organische Schadstoffe), Konvention 
über den Handel mit gefährdeten Tier- 
und Pflanzenarten, Übereinkommen 
über biologische Vielfalt, Rotterdam 
Konvention (schädliche Chemikalien 
und Pestizide).

Ebenso sollte ein Nachhaltigkeitskapitel 
mit einschlägigen Abkommen zum 
Schutz der Menschenrechte (insbeson-
dere dem Beitritt zum Internationalen 
Recht über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte der UNO) junktimiert 
werden.
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Annex 1: ILO-Kernarbeitsnormen

Die ILO-„Erklärung über grundlegende 
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit“ 
beziehen sich auf acht Übereinkom-
men, die auch als Kernarbeitsnormen 
bezeichnet werden:

Vereinigungsfreiheit und Kollektivver-
tragsfreiheit
Nr. 87: Übereinkommen über die Ver-
einigungsfreiheit und den Schutz des 
Vereinigungsrechts (19�8)
Nr. 98: Übereinkommen über die 
Anwendung des Grundsatzes des 
Vereinigungsrechts und des Rechts zu 
Kollektivverhandlungen (19�9)

Abschaffung der Zwangsarbeit
Nr. 29: Übereinkommen zur Zwangs-
arbeit (1930)
Nr. 105: Übereinkommen über die Ab-
schaffung der Zwangsarbeit (1957)

Gleichheit des Entgelts und Nichtdis-
kriminierung in Beschäftigung und 
Beruf
Nr. 100: Übereinkommen über die glei-
che Entlohnung (1951)
Nr. 111: Übereinkommen über die Nicht-
diskriminierung am Arbeitsplatz (1958)

Verbot der Kinderarbeit
Nr. 138: Übereinkommen über das 
Mindestalter der Zulassung zur Be-
schäftigung (1973)
Nr. 182: Beseitigung der schlimmsten 
Formen von Kinderarbeit (1999)

Die „Erklärung über grundlegende Prin-
zipien und Rechte bei der Arbeit“ vom 
Juni 1998 ist eine Konsequenz aus dem 
Weltsozialgipfel in Kopenhagen 1995, 
auf dem die internationale Staatenge-
meinschaft universelle soziale Regeln 
zur Begleitung der Globalisierung ein-
forderte. Die Fortschritte der Mitglied-
staaten bei der Erfüllung ihrer Pflichten 
werden durch einen regelmäßigen 
Folgemechanismus überprüft.
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Für weitere Fragen steht Ihnen gerne zur 
Verfügung:

Frau Éva Dessewffy
(Expertin der AK Wien)
T +�3 (0) 1 501 65 2711
eva.dessewffy@akwien.at

Herr Lukas Oberndorfer
(Experte der AK Wien)
T +�3 (0) 1 501 65 2368
lukas.oberndorfer@akwien.at

sowie

Herr Frank Ey  
(in unserem Brüsseler Büro) 
T +32 (0) 2 230 62 5� 
frank.ey@akeuropa.eu

Bundesarbeitskammer Österreich 
Prinz-Eugen-Strasse, 20-22  
A-10�0 Wien, Österreich  
T +�3 (0) 1 501 65-0  
F +�3 (0) 1 501 65-0

AK EUROPA
Ständige Vertretung Österreichs bei der EU
Avenue de Cortenbergh, 30
B-10�0 Brüssel, Belgien 
T +32 (0) 2 230 62 5�
F +32 (0) 2 230 29 73
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